
Ergänzungsvereinbarung
– Nachvertragliches Wettbewerbsverbot – 

zum Arbeitsvertrag für Nicht-Berufsangehörige

Zwischen 

(Arbeitgeber)

und

Herrn / Frau

(Arbeitnehmer)

wird unter Bezugnahme auf den Arbeitsvertrag vom  Folgendes vereinbart:

1 – Geltungsbereich

(1)	 Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, für die Dauer von  (höchstens 24) Monaten nach Be­
endigung des Arbeitsverhältnisses weder als Angestellter noch als Berater noch in einer ähnlichen Funktion, weder 
entgeltlich noch unentgeltlich, für Auftraggeber tätig zu werden, die in den letzten drei Jahren vor Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses Mandanten des Arbeitgebers waren.

(2)	 Als untersagte Konkurrenztätigkeit gilt jede Tätigkeit, die mit der vom Mitarbeiter in den letzten beiden Jahren 
seiner Anstellung beim Arbeitgeber ausgeübten Tätigkeit identisch oder gleichartig ist.

2 – Karenzentschädigung

(1)	 Für die Dauer des Wettbewerbsverbots verpflichtet sich der Arbeitgeber, dem Arbeitnehmer monatlich für diese Zeit 
eine Entschädigung in Höhe der Hälfte der monatlich zuletzt bezogenen vertragsmäßigen Leistungen zu zahlen.

(2)	 Die Karenzentschädigung ist am Schluss des jeweiligen Monats fällig.

(3)	 Auf die fällige Entschädigung wird alles angerechnet, was der Arbeitnehmer während der Dauer des Wettbewerbs­
verbots durch anderweitige Verwertung seiner Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben böswillig unterlässt, soweit 
dieser Verdienst und die Entschädigung zusammengerechnet die bisherigen Bezüge um 10 % übersteigen. Ist der 
Arbeitnehmer aufgrund des Wettbewerbsverbots gezwungen worden, seinen Wohnsitz zu verlegen, erfolgt eine 
Anrechnung, soweit der Verdienst bzw. der unterlassene Verdienst und die Entschädigung zusammengerechnet die 
bisherigen Bezüge um 25 % übersteigen. Erhält der Arbeitnehmer zwischenzeitlich Leistungen der Bundesagentur 
für Arbeit, gilt Entsprechendes.

(4)	 Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, während der Dauer des Wettbewerbsverbots dem Arbeitgeber jederzeit auf 
Verlangen, unaufgefordert aber spätestens am Schluss eines Kalendervierteljahres, Auskunft über die Höhe sei­
ner Erwerbseinkünfte bzw. der an ihn gewährten Leistungen der Bundesagentur für Arbeit zu erteilen und den 
Namen sowie die Anschrift des jeweiligen Arbeitgebers mitzuteilen. Der Arbeitnehmer verpflichtet sich ferner, zum 
Ende des Kalenderjahres seine Lohnsteuerbescheinigung vorzulegen. Verstößt der Arbeitnehmer gegen seine Mit­
teilungspflichten, ist der Arbeitgeber berechtigt, die Zahlung der Karenzentschädigung einzustellen. Weitergehende 
Schadensersatzansprüche bleiben unberührt.

3 – Inkrafttreten des Wettbewerbsverbots

(1)	 Diese Vereinbarung über ein nachvertragliches Wettbewerbsverbot tritt nur in Kraft, wenn das Arbeitsverhältnis 
nach Ablauf der Probezeit fortgesetzt wird.
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